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Bescheid 

Die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) hat am 28.07.2026 über Antrag der 
XXXX, XXXX, vertreten durch Blum, Hagen & Partner Rechtsanwälte GmbH, XXXX, XXXX, gegen die 
XXXX AG, XXXX, XXXX, beschlossen: 

I. Spruch 

 

I. Gemäß §§ 58 Abs 2, 194 Abs 1 Telekommunikationsgesetz 2021, BGBl I 2021/190 idgF (im 
Folgenden „TKG 2021”), wird der Hauptantrag der XXXX auf bescheidmäßige Feststellung des 
Nichtbestehens eines der Antragsgegnerin zukommenden Nutzungsrechts „für die über das 
GST XXXX in EZ XXXX KG XXXX verlaufende Hochspannungsleitung für die kommerzielle 
Nutzung zu Telekommunikationszwecken“ abgewiesen. 

II. Gemäß §§ 58 Abs 2, 194 Abs 1 TKG 2021 wird der Eventualantrag der XXXX auf 
bescheidmäßige Feststellung des Umfangs – insbesondere der Berechtigung zur Nutzung zu 
kommerziellen Zwecken – eines der Antragsgegnerin zukommenden Nutzungsrechts an der 
in Spruchpunkt I. angeführten Hochspannungsleitung abgewiesen. 

III. Gemäß § 74 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl 1991/51 (WV) idgF (im 
Folgenden „AVG“), wird ferner der Antrag der XXXX, die RTR-GmbH möge die 
Antragsgegnerin „zum Ersatz der Prozesskosten [in Höhe von EUR 939,78] gemäß § 19a RAO 
zH der Antragstellervertreterin verpflichten“, abgewiesen. 
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II. Begründung 

1 Festgestellter Sachverhalt 
Die rechtsanwaltlich vertretene Antragstellerin ist Miteigentümerin der im Spruch angeführten 
(insgesamt drei Miteigentümern gehörenden) Liegenschaft, auf der Wohnungseigentum besteht, 
und nicht als Verwalterin iSd Wohnungseigentumsgesetzes 2002 bestellt. Der Miteigentumsanteil 
der Antragstellerin an der im Spruch angeführten Liegenschaft beträgt nicht mehr als 50 %. Im 
Februar 2026 erhielt die Antragstellerin ein Nachfrageschreiben der Antragsgegnerin, in der die 
Antragsgegnerin ein einmaliges Entgelt iHv EUR XXXX für die zum damaligen Zeitpunkt von ihr 
beabsichtigt gewesene telekommunikationstechnische Nutzung einer näher beschriebenen 
Elektrizitätsanlage auf der gegenständlichen Liegenschaft anbot (ON 1, ON 2). 

Die Antragsgegnerin ist Bereitstellerin (Errichterin und Betreiberin) eines öffentlichen 
Kommunikationsnetzes (amtsbekannt). 

Mit Schreiben vom 23.07.2026, am selben Tag bei der Behörde eingelangt, stellte die Blum, 
Hagen & Partner Rechtsanwälte GmbH im ausschließlichen Namen von Frau XXXX die in den 
Spruchpunkten I. bis III. behandelten Anträge (ON 1). 

2 Beweiswürdigung 
Die Feststellungen ergeben sich aus den jeweils in Klammern angeführten glaubwürdigen und 
nachvollziehbaren Beweismitteln bzw sind amtsbekannt. 

3 Rechtliche Beurteilung 

3.1 Gesetzliche Regelungen 

§ 57 TKG 2021, BGBl I 2021/190 (idgF), lautet: 

„(1) Wird auf einer Liegenschaft eine durch Recht gesicherte Leitung oder Anlage vom Inhaber auch 
für die Errichtung, den Betrieb, die Erweiterung oder die Erneuerung von Kommunikationslinien 
genutzt, ist dies, soweit dies nicht unter § 51 Abs. 1 Z 4 fällt, vom Eigentümer zu dulden, wenn 
dadurch die widmungsgemäße Verwendung der Liegenschaft nicht dauerhaft zusätzlich 
eingeschränkt wird. 

(2) Dem Grundeigentümer ist für das Nutzungsrecht eine einmalige Abgeltung zu bezahlen, sofern 
eine solche nicht bereits für eine Nutzung zu Zwecken der Kommunikation geleistet wurde. Die 
Regulierungsbehörde hat nach Anhörung der betroffenen Parteien mit Verordnung einen 
bundesweit einheitlichen Richtsatz zur einmaligen Abgeltung festzulegen.“ 

§ 58 TKG 2021, BGBl I 2021/190 (idgF), lautet: 
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„(1) Werden Nutzungsrechte nach § 57 in Anspruch genommen, hat der Berechtigte dem 
Grundeigentümer das beabsichtigte Vorhaben schriftlich und nachweislich bekannt zu geben. Macht 
der Nutzungsberechtigte dem Grundeigentümer ein Angebot auf Abgeltung nach dem einheitlichen 
Richtsatz gemäß § 57 Abs. 2 oder wurde bereits eine Abgeltung für eine Nutzung für 
Kommunikationslinien geleistet, ist die Nutzung der Liegenschaft für die in § 57 Abs. 1 genannten 
Zwecke nicht gehemmt. 

(2) Kommt zwischen dem Nutzungsberechtigten und dem Grundeigentümer binnen einer Frist von 
vier Wochen ab der Bekanntmachung des Vorhabens nach § 58 keine Vereinbarung über die 
Ausübung des Nutzungsrechts oder die Abgeltung zustande, kann jeder der Beteiligten die 
Entscheidung der Regulierungsbehörde über die Ausübung des Nutzungsrechts oder die Abgeltung 
beantragen. Ebenso kann jeder der Beteiligten bei der Regulierungsbehörde die Feststellung 
beantragen, ob und in welchem Umfang ein Nutzungsrecht gemäß § 57 Abs. 1 besteht.“ 

§ 194 TKG 2021, BGBl I 2021/190 (idgF), lautet auszugsweise: 

„(1) Die RTR-GmbH hat sämtliche Aufgaben, die durch dieses Bundesgesetz und durch die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen der Regulierungsbehörde übertragen sind, 
wahrzunehmen, sofern hiefür nicht die Telekom-Control-Kommission oder die KommAustria 
zuständig ist. 

[…]“ 

§ 18 WEG 2002, BGBl I 2002/70 (idgF), lautet: 

„(1) Die Eigentümergemeinschaft kann in Angelegenheiten der Verwaltung der Liegenschaft Rechte 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen sowie klagen und geklagt werden. Für Klagen gegen die 
Eigentümergemeinschaft ist das Gericht örtlich zuständig, in dessen Sprengel die Liegenschaft 
gelegen ist. Bei diesem Gericht kann auch ein Wohnungseigentümer von der 
Eigentümergemeinschaft geklagt werden. Forderungen gegen die Eigentümergemeinschaft können 
gegen die einzelnen Wohnungseigentümer nur nach Maßgabe des Abs. 4 zweiter Satz und nur durch 
gesonderte Klagsführung geltend gemacht werden. 

(2) Die Wohnungseigentümer können der Eigentümergemeinschaft aus ihrem Miteigentum 
erfließende Unterlassungsansprüche sowie die Liegenschaft betreffende Gewährleistungs- und 
Schadenersatzansprüche abtreten, wodurch die Eigentümergemeinschaft diese Ansprüche erwirbt 
und in eigenem Namen geltend machen kann. Unterlässt die Eigentümergemeinschaft die 
Geltendmachung eines ihr abgetretenen Anspruchs und droht dadurch eine Frist für die 
Anspruchsverfolgung abzulaufen, so kann der betreffende Wohnungseigentümer den Anspruch für 
die Eigentümergemeinschaft geltend machen. 

(3) Die Eigentümergemeinschaft wird vertreten: 

1. wenn ein Verwalter bestellt ist, 

a) durch den Verwalter, 
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b) in Fragen des rechtlichen Verhältnisses zwischen der Eigentümergemeinschaft und dem 
Verwalter durch die nach Miteigentumsanteilen zu berechnende Mehrheit der 
Wohnungseigentümer, 

c) bei Bestellung eines Eigentümervertreters nach § 22 in dem von der Interessenkollision 
betroffenen Geschäftsbereich nur durch den Eigentümervertreter; 

2. wenn kein Verwalter bestellt ist, 

a) durch die nach Miteigentumsanteilen zu berechnende Mehrheit der Wohnungseigentümer, 

b) bei Bestellung eines vorläufigen Verwalters nach § 23 nur durch diesen. 

(4) Ein gegen die Eigentümergemeinschaft ergangener Exekutionstitel kann nur in die Rücklage 
(§ 31) oder in die von den Wohnungseigentümern geleisteten oder geschuldeten Zahlungen für 
Aufwendungen (§ 32) vollstreckt werden. Soweit die Forderung durch eine solche Exekution nicht 
hereingebracht werden kann, haften die Wohnungseigentümer für den Ausfall im Verhältnis ihrer 
Miteigentumsanteile.“ 

 

§ 28 Abs 1 WEG 2002, BGBl I 2002/70 (idgF), lautet 

„(1) In Angelegenheiten der ordentlichen Verwaltung der Liegenschaft entscheidet - unbeschadet 
der Rechte des einzelnen Wohnungseigentümers nach § 30 - die Mehrheit der Wohnungseigentümer 
(§ 24 Abs. 4). Zu diesen Angelegenheiten gehören insbesondere: 

1. die ordnungsgemäße Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegenschaft im Sinne des § 3 MRG, 
einschließlich der baulichen Veränderungen, die über den Erhaltungszweck nicht hinausgehen, und 
der Behebung ernster Schäden des Hauses in einem Wohnungseigentumsobjekt, 

2. die Bildung einer angemessenen Rücklage (§ 31), 

3. die Aufnahme eines Darlehens zur Deckung der durch die Rücklage nicht gedeckten Kosten einer 
in längeren als einjährigen Abständen wiederkehrenden Arbeit zur ordnungsgemäßen Erhaltung, 

4. die angemessene Versicherung der Liegenschaft, 

5. die Bestellung des Verwalters und die Auflösung des Verwaltungsvertrags, 

6. die Bestellung und Abberufung eines Eigentümervertreters, 

7. die Erlassung und Änderung der Hausordnung, 

8. die Vermietung der verfügbaren allgemeinen, aber einer abgesonderten Benützung zugänglichen 
Teile der Liegenschaft, an eine Person, die nicht Wohnungseigentümer ist, 

9. die Aufkündigung der nach Z 8 geschlossenen Mietverträge und 

10. die Erstellung und Vorrätighaltung eines Energieausweises nach § 2 Z 3 EAVG für das gesamte 
Gebäude.“ 
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§ 74 AVG, BGBl 1991/51 (idgF), lautet: 

„(1) Jeder Beteiligte hat die ihm im Verwaltungsverfahren erwachsenden Kosten selbst zu bestreiten. 

(2) Inwiefern einem Beteiligten ein Kostenersatzanspruch gegen einen anderen Beteiligten zusteht, 
bestimmen die Verwaltungsvorschriften. Der Kostenersatzanspruch ist so zeitgerecht zu stellen, daß 
der Ausspruch über die Kosten in den Bescheid aufgenommen werden kann. Die Höhe der zu 
ersetzenden Kosten wird von der Behörde bestimmt und kann von dieser auch in einem 
Pauschalbetrag festgesetzt werden.“ 

 

3.2 Zuständigkeit der RTR-GmbH 

Gemäß § 194 Abs 1 TKG 2021 ist die RTR-GmbH im in § 58 TKG 2021 normierten Ausmaß zur 
Entscheidung über Anträge betreffend Nutzungsrechte nach § 57 TKG 2021 zuständig. 

3.3 Zur Abweisung der Anträge 

Die Begründung von Nutzungsrechten auf Liegenschaften, auf denen Wohnungseigentum besteht, 
fällt nach der sonderprivatrechtlichen Regelung des § 28 Abs 1 Z 8 WEG 2002 in die 
Handlungskategorie der ordentlichen Verwaltung (vgl hierzu den Bescheid der TKK 18.09.2017, 
D 9/17-7 sowie den Bescheid der RTR-GmbH vom 30.06.2026, 2026-0.459.733). Die 
Geltendmachung der in § 58 Abs 2 TKG 2021 normierten nutzungsrechtlichen Feststellungs- und 
Rechtsgestaltungsbegehren hat in einem solchen Fall durch bzw gegen die 
Eigentümergemeinschaft zu erfolgen. Diese ist eine teilrechtsfähige juristische Person, die, in 
Ermangelung eines Verwalters, nach Maßgabe des § 18 Abs 3 Z 2 lit a) WEG 2002 von den 
Wohnungseigentümern vertreten wird. 

Die in den Spruchpunkten I. und II. behandelten Feststellungsanträge der Antragstellerin sind zwar 
zulässig, da sie prinzipiell in § 58 Abs 2 TKG 2021 vorgesehen sind. Allerdings kommt der 
Antragstellerin fallkonkret kein Feststellungsanspruch zu, da dieser lediglich den Parteien eines 
allfälligen Nutzungsrechtsverhältnisses iSd § 57 TKG 2021 – dh der oben genannten 
Eigentümergemeinschaft einerseits und der Antragsgegnerin andererseits – zusteht. 

Die Abweisung eines Feststellungsantrags bedeutet nach ständiger VwGH-Rechtsprechung nicht 
zwangsläufig die Feststellung des Gegenteils des Begehrten (VwGH 25.02.2004, 2003/12/0105 
mwN): Nachdem der Antragstellerin die materiellrechtliche Position der Eigentümergemeinschaft 
der gegenständlichen Liegenschaft nicht zukommt, wird in Spruchpunkt I. nicht über das Bestehen 
oder Nichtbestehen eines Nutzungsrechts iSd § 57 TKG 2021 abgesprochen, sondern lediglich das 
Vorliegen des von der Antragstellerin behaupteten Feststellungsanspruchs nach (soeben 
zusammengefasster) inhaltlicher Prüfung verneint. 

Die in Spruchpunkt II. verfügte Abweisung ist logische Konsequenz des ersten Spruchpunkts: 
Besteht schon in Bezug auf das fragliche Bestehen eines Nutzungsrechts kein 
Feststellungsanspruch, muss in Bezug auf den Umfang eines Nutzungsrechts dasselbe gelten. 
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Die Abweisung des Kostenerstattungsantrags ergibt sich aus § 74 AVG; für infrastrukturrechtliche 
Anträge findet sich im TKG 2021 keine die Pflicht eines Beteiligten zum Kostenersatz an einen 
anderen Beteiligten normierende Bestimmung iSd § 74 Abs 2 AVG. Eine analoge Anwendung 
zivilprozessrechtlicher Vorschriften kommt nach ständiger VwGH-Rechtsprechung nicht in Betracht 
(VwGH 02.05.2006, 2004/07/0089). 
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III. Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid steht den Parteien dieses Verfahrens gemäß § 200 Abs 7 TKG 2021 das 
Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (§ 9 VwGVG, BGBl I 2013/33 idgF) 
offen, wobei vor Einbringung der Beschwerde eine Eingabegebühr in der Höhe von 50,- EUR unter 
Angabe des Verwendungszwecks an das Finanzamt Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten, 
zu entrichten und die Entrichtung der Gebühr bei Einbringung der Beschwerde nachzuweisen ist 
(§ 2 VwG-EGebV, BGBl II 2014/387 idgF). Die Beschwerde ist binnen vier Wochen nach Zustellung 
dieses Bescheides bei der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, einzubringen. 

 

 

Wien, am 28.07.2026 

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH  

 

Dr. Klaus M. Steinmaurer, MBA  
Geschäftsführer Fachbereich Telekommunikation und Post 
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